
37 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Nachdruck vom 16. U. 1994 

Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Moldova über die bila­
teralen Außenwirtschaftsbeziehungen 

Die Republik Österreich und die Republik Moldova, im folgenden "Vertragsparteien" genannt, 
sind 

- vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstär­
ken, 

- im Bestreben, den Waren austausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und tech­
nisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des 
gegenseitigen Vorteils zu fördern, 

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen eine günstige Voraussetzung und geeig­
nete Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Außerwirtschaftsbeziehungen schafft, 

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
- im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikell 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
ihre bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell­
schaften und Institutionen, im folgenden "Unternehmen" genannt, beider Staaten erleichtern und för­
dern. 

Artikel 2 

(1) Die Republik Österreich und die Republik Moldova behandeln einander nach dem Grundsatz 
der Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens 
für solche Zölle und sonstige Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben 
werden. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die MeistbegÜDstigung sich insbesondere nicht auf 
Zugeständnisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewäh­
ren wird: 

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs, 
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels 

angehören; die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird, 
c) Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei 

nicht teilnimmt. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche 
Zusammenarbeit fördern. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß insbesondere in folgenden Bereichen Kooperati­
onsmöglichkeiten gegeben sind: 

- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktinvestitionen; Niederlassungen und 
Handelsvertretungen, 
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- Technologie- und Know-how-Transfer, angewandte Forschung, Normen- und Richtlinienwe­
sen, industrielle Dienstleistungen, 

- Land- und Forstwirtschaft, Agrar- und Forsttechnik, landwirtschaftliche Maschinen und Aus­
rüstungen, 

- Agro- und Lebensmittelindustrie; Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte 
einschließlich Verpackungsindustrie, 

- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen und Industrien 
einschließlich Rüstungskonversion, 

- Leichtindustrie; Textilindustrie einschließlich Bekleidungsindustrie, Schuh- und Lederindu-
strie, 

- Holzbe- und -verarbeitende Industrie, Papier- und Zelluloseindustrie, 
- Haushaltstechnik und elektrische Geräte, 
- elektronische und elektrotechnische Industrie, 
_. Metallurgie und metallverarbeitende Industrie, 
- chemische Industrie einschließlich Erzeugung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, Produk­

tion und Vermarktung von Chemikalien, 
- Aufsuchung, Gewinnung, Be- und Verarbeitung, Vermarktung von mineralischen Rohstoffen 

einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten, 
- Aufsuchung, Gewinnung, Be- und Verarbeitung, Transport und Vermarktung von Energieträ­

gern, 
- Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerks- und Hochspannungsleitungsnetzes sowie der Erd-

gas- und Erdölleitungsnetze; Energielieferungen, 
- Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz, 
- Bauindustrie; Herstellung von Baumaterialien einschließlich Ausrüstungen, 
- Gesundheitswesen, medizinische und pharmazeutische Industrie, 
- finanzielle und Bankdienstleistungen, 
- Berufsausbildung und Managementschulung, 
- Organisation und Durchführung von Messen, Ausstellungen, Seminaren; Symposien, Konfe-

renzen, Austausch von Wirtschaftsmissionen und Experten, 
- Austausch von juristischen, wirtschaftlichen, statistischen und technischen Informationen, 

Dokumentationen, Publikationen, Lizenzen, Patenten, ua., 
- Zusammenarbeit auf Drittmärkten. 

(3) In allen Bereichen der Zusammenarbeit sollen die Projekte grundsätzlich nach den höchsten 
Standards der Umwelttechnologien verwirklicht werden. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich 
vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit 
in folgenden Bereichen widmen . 

- Energie, 
- Telekommunikation, 
- Straßenbau, 
- Recycling und Abfallverwertung, 
- Transportwesen, 
- Eisenbahn, 
- Luftfahrt, 
- Schiffahrt, 
- Hafenwirtschaft, 
- Wasserwirtschaft. 

ArtikelS 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann. 

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp­
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen 
Reisen, Rom 1963, und der "Tourismus-Charta und Touristencode", Sofia 1985, werden beide Ver­
tragsparteien den Tourismus fördern. 
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(2) Die wirtschaftliche, technische, technisch-wissenschaftliche und fachliche Zusammenarbeit bei 
Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsätzen 
des Umweltschutzes erfolgen und auf Qualität im Tourismus bedacht sein. 

Artikel 6 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Abschluß eines "Abkommen zwischen der Repu­
blik Österreich und der Republik Moldova über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Inve­
stitionen" zur Intensivierung der Außenwirtschaftsbeziehungen der Unternehmen beider Staaten 
besonders beitragen könnte. 

Artikel 7 

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Republik Moldova erfolgt in 
Übereinstimmung mit den in jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft stehenden Rechtsvorschriften 
in frei konvertierbarer Währung. 

ArtikelS 

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissen­
schaftliche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller Grundlage durch­
geführt. 

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den 
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen einge­
führt wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren 
eine schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht. 

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1 
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, 
um eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen. 

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Kon­
sultationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschrän­
ken, wie dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertrags­
partei steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde, können 
vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall setzt jene Ver­
tragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertragspartei davon unverzüg­
lich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen. 

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß­
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Artikel 10 

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an. 

Artikel 11 

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freupdschaftli­
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen. 

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften und auf Grund der vertragli­
chen Vereinbarungen zwischen den Unternehmen fördern die Vertragsparteien 

a) die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusammenhang mit Handels- und 
Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direkt­
investitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte, 

b) die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handels­
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts 
eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. 
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Artikel 12 

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider 
Staaten übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer Änderung des vorlie­
genden Abkommens unberührt. 

Artikel 13 

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, welche auf 
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder nach Moldova einberu­
fen wird. 

(2) Zu den Aufgaben dieser Gemischten Kommission gehören insbesondere: 
a) Erörterung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen, . 
b) Aufzeigen neuer Möglichkeiten zur Förderung und Entwicklung der zukünftigen außenwirt­

schaftlichen Zusammenarbeit, 
c) Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen, indu­

striellen, technischen und technisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Unter­
nehmen beider Staaten, 

d) Unterbreitung von Empfehlungen zur Anwendung dieses Abkommens. 

Artikel 14 

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) 
oder einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen inso­
fern nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist. 

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen 
des vorliegenden Abkommens feststellen. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jahres abgeschlossen und verlängert sich jeweils 
um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der beiden 
Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird. 

(2) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den 
Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß ihre jeweiligen innerstaatli­
chen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. 

Geschehen zu Wien, am 18. März 1993, in zWei Urschriften, jeweils in deutscher und rumänischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

Wolfgang Schüssel 

Für die Republik Moldova: 

Andrej Cheptine 
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A C 0 R D 

tNTRE REPUBLICA AUSTRIA SI REPUBLICA HOLDOVA 
PRIVIND RELAjllLE ECONOHlCE EXTERNE BILATERALE 

Republica Austria ~i Republica Holdova, denumite in continuare 
·Pärti Contractante" 

- animate de dorinta de a consolida relatiile economice externe 
bila terale, 

- näzuind sä pro.oveze schimburile de märfuri ~i cooperarea 
econoaicä, industrialä. tehnicä ~i tehnico-~tiintificä pe baza 
egalitätii ~i avantajului reciproc, 

fiind convinse cä prezentul Acord creeazä pre.ise favorabile ~i 
o bazä adecvatä pentru dezvoltarea in continuare a relatiilor 
econoaice externe bilaterale, 

- pornind de la principiile econo.iei de piatä, 

- in cadrul prevederilor legale in vigoare in cele douä state, 

au convenit urmätoarele: 

./2 
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Art i C 0 1 u 1 1 

Pärtile Contractante vor faci1ita ~i promova, in cadrul 
prevederilor lor legale in vigoare, relatiile economice externe 
bilaterale intre intreprinderile, organizatiile, societätile ~i 
institutiile din cele douä state, denumite in continuare 
Itintreprinderi-

Art i c 0 1 u 1 2 

(1) Republica Austria ~i Republica Holdova i~i acorda reciproc 
clauza natiunii celei mai favorizate in privinta tarifelor 
vamale ~i aaltor taxe, precUD. ~i a procedurii de percepere 
a unor ase.enea tarite ~i taxe, care vor fi percepute cu 
ocazia importu1ui sau exportului de märfuri. 

(2) PärUle Contractante convin cä clauza natiunii celei 
mai tavorizate nu se reter! in special la concesiile, 
avantajele ~i exceptärile pe care una din Pärti1e 
Contractante le acordä sau 1e va acorda: 

a) statelor vecine pentru facilitarea traficului 
de frontierä, 

b) statelor care participä, impreunä cuea, la 0 

uniune vamalä sau la 0 zonä de comert liber. sau 
preferential, care existä deja sau care va fi 
creatä in viitor, 

c) statelor terte, ca urmare aplicärii conventiilor 
multilaterale, la care cealaltä parte nu parti­
cipä. 

./3 
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Art i c 0 1 u 1 3 

(1) 10 cadrul posibilit~tilor lor, conform prevederilor in 
vigoare in statul respectiv, Pärtile Contractante vor 
promova cooperarea in domeniile econoaic, industrial, 
tehnie ~i tehnieo-~tiintific. 

(2) Pärtile Contractante convin cä in urmätoarele domenii 
existä posibilitäti deosebite de cooperare: 

- constituirea de intreprinderi mixte ~i efectuarea 
de investitii directe, constituirea de filiale ~i 
a reprezentantelor comerciale, 

- transferul de tehnologii ~i de Jmow-how, cercetare 
aplicatä, standardizare ~i acordarea de servicii 
imustriale, 

- agricultura ~i silvicultura. tehnica agricolä ~i 
silvicl. ma~ini ~i utilaje agricole, 

- agroindustria ~i industria alimentarä, prelucrarea 
~i inmagazinarea produselor agricole, inclusiv in­
dustria de ambalaj, 

- reconstruirea. modernizarea, extinderea. automa tiza­
rea industriei ~i utilajului, inclusiv conversiunea 
industrei militare. 

- industria u~oarä. textilä. de confectii, de trico­
taje. de inclltäminte ~i pielärie. 

industria de prelucrare a lemnului. a hirtiei ~i 
celulozei. 

tehnica de uz caznic ~i apara te electrice. 

- industria electronicl ~i electrotehnicl • 

. /4 
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- industria metalurgicä ~i prelucrätoare de metale, 

- industria chimicä, inclusiv productia ingrä~minte-
lor minerale ~i a mijloacelor de protejare a plantelor, 
precUll ~i productia ~i comercializarea produselor 
chimice, 

- explorarea, exploatarea, prelucrarea ~i co.erciali­
zarea materiilor prime minerale inclusiv colaborarea 
pe tierte piete, 

- explorarea, exploatarea, prelucrarea, transportarea 
~i comercializarea a factorilor de energie, 

- extinderea ~i reconstruirea centralelor electrice, 
retelilor de inaltä tensiune, a instalatiilor de gaz 
natural ~i titei, precum ~i furnizarea de energie, 

- protectia mediului inconjurätor, a naturii ~i a 
speeificului regional, 

- industria de constructie, productia materialelor de 
canstructie, inclusiv de utilaje, 

oerotirea ~tätii. industria medicinalä ~i farma­
ceuticä, 

- prestäri de servieii financiare ~i bancare, 

- pregätirea profesionalä ~i ~colarizarea managerialä, 

- organizarea ~i desfä~urarea de tirguri, expozitii, 
seminarii. siapozioane. conferinte. schimburi de 
delegatii econo.iee ~i experti, 

- schimbul de informatii cu caraeter juridie. eeonoaic. 
statistic. de docUl1entatii. de publicatii. de licen­
te, brevete ete. 

- eolaborarea pe piete terte. 

(3) Proiectele trebuie sä se realizeze din principiu in toate 
domeniile de eolaborare contor. celor mai inalte standarde 
ale tehnologiilor de proteetie a mediului ineonjurätor . 

. /5 
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Art i C 0 1 u 1 4 

Reie~ind din necesitatea creärii unor siste:rae de infrastructurl!i 
econo:raic avantajoase ~i ecologic sigure, Pl!irtile Contractante au 
convenit Sä acorde 0 atentie deosebitl!i colaborl!irii in ur:ral!itoarele 
dom.enii: 

- energie, 
- teleco:raunicatii, 
- construc~ia de druauri, 
- reciclarea $i valorificarea de$eurilor, 
- transport, 
- comunicatii feroviare, 
- comunicatii aerene, 
- navigatie, 
- gospodl!iria portuarl!i, 
- gospodl!iria apelor. 

Art i c 0 1 u 1 5 

Pl!irtile Contractante sint de acord cl!i turismul poate contribui 
in .od substantial la aprofundarea relatiilor economice externe 
bilaterale. 

(1) In cadrul prevederilor legale in vigoare ale statelor lor 
~i pe baza recOB8Dd!rilor Conterintei Natiunilor Unite re­
feritoare la turism ~i cl!ill!itorii internationale, Roma 1963, 
~i a ·Cbartei turismului ~i codului turistului·, Sofia 1955, 
aBbele Pl!irti Contractante vor contribui la dezvoltarea 
turislD.ului. 

./6 
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(2) Cooperarea economicä, industrialä, tehnicä, tehnico­
~tiintificä ~i profesionalä in realizarea proiectelor de 
turiSll precUlll ~i in extinderea infrastructurii corespun­
zätoare trebuie sä se efectueze in baza principiilor 
ocrotirii llediului inconjurätor ~i sä fie orientatä 
spre calitatea turismului. 

Art i c 0 1 u 1 6 

Pärtile Contractante sint de pärere comunä cä incheierea "Acordului 
intre Republica Austria ~i Republica Holdova privind stimularea ~i 
protectia reciprocä a investitiilor· ar putea sä contribuie consi­
derabil la intensificarea relatilor de economie extern! intre 
intrepriDderile din ambelor state. 

Ar t i c 01 u I 7 

Plätile intre Republica Austria ~i Republica lfoldova se efectueazä 
invalutä liber convertibilä, in concordanta cu prevederile legale 
in vigoare ale fiecärui din cele dom state. 

Art i c 0 1 u 1 8 

(1) SchUbul de llärfuri ~i cooperarea econOlticä. industrialä, 
tehnicä ~i tebnico-~tiintificä din cadrul acestui acord se 
efectueazä pe baza comercialä. 

./7 
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(2) Comer~ul dintre intreprinderile din cele dot~ state se 
realizeazä la preturi conform pietei. 

Art i c 0 1 u 1 9 

(1) Pär~ile Contractante initiazä consultäri, de indatä ce, 
in comer~ul dintre cele douä Pärii Contractante 0 marfä 
este importatä in astfel de cantitäti sau la asemenea 
preturi sau la astfel de conditii, incit cauzeazä sau 
aaentintä sä cauzeze producätorilor interni ai märfuri­
lor similare sau nemijlocit concurente un prejudiciu 
considerabil. 

(2) Dacä pe parcursul consultärilor Pärt;.ile Contractante 
stabilesc de comun acord cä existä 0 situat;.ie din cele 
men~ionate in paragraful 1, exporturile vor fi limi­
tate sau vor fi luate alte mäsuri pentru a preveni sau 
a inlätura prejudiciul. 

(3) Dacä Pär~ile Contractante nu ajunq la consens, Partea 
Contractantä care a solicitat consultärile este 1iberä 
sä 1imiteze importurile märfii respective in mäsura ~i 
pe durata necesarä pentru prevenirea sau in1äturarea pre­
judiciului. tn acest caz, cealaltä Parte Contractantä 
este in drept sä deroge de 1a obliga~iune1e sa1e fa~ 
de prima Parte Contractantä intr-un volua comercia1 
aproximativ echiva1ent. 

('I) In cazurile in care 0 aminare ar cauza UD prejudiciu 
considerabil, mäsurile temporare pot fi adoptate färä 
consultäri prealabile. In acest caz, acea Parte Con-

./8 
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tractantä care a adoptat mäsurile prealabile, aduce 
aceasta la cuno~tinta celeialte Pärti Contractante 
imediat ~i in scris. Dupä aceea trebuie initiate 
imediat consultärile. 

(5) tn alegerea mäsurilor in conformitate cu prevederile 
acestui articol Pärtile Contractante vorprefera mäsu­
rile, care ar prejudicia cel mai putin functionarea 
in continuare a acestui Acord. 

Art i c 0 1 u 1 1 0 

Pärtile Contractante recunosc utilitatea ~i necesitatea unei 
mai intense participäri a intreprinderilor mici ~i mijlocii la 
relatiile economice externe bilaterale. 

Art i c 0 1 u 1 1 1 

(1) Pärtile Contractante recomandä intreprinderilor solutio­
narea diferendelor in primul rind pe cale amiabilä de 
comun acord. 

(2) ln cadrul prevederilor legale in vigoare in cele douä state 
~i pe baza conventiilor contractuale dintre intreprinderi. 
Pärtile Contractante promoveazä: 

a) solutionarea diferendelor dintre intreprinderi in 
legäturä cu operatiunele cOlllerciale ~i de cooperare. 
precum ~i a celor in legäturä cu constituirea de 
intreprinderi comune ~i investitii directe ale Pär­
tilor Contractante prin ins tante de arbitraj . 

. /9 

37 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)12 von 19

www.parlament.gv.at



37 der Beilagen 

- ':I -

b) aplic.area regulilor de arbitraj elaborate de cätre 
Comisia Natiunilor Unite pentru Dreptul Comercial 
International (UNCITRAL) ~i recurgerea la 0 instantä 
de arbitraj a unui stat semnatar al Conventiei pri­
vind recupoa~terea ~i executarea deciziilor arbitrale 
sträine, incheiatä la New York in 1956. 

Art i c 0 1 u 1 1 2 

Obligatiile juridice asumate de intreprinderile din ambele state 
in timpul valabilitätii prezentului Acord ramin neatinse dupä ex­
pirarea teraenului de valabilitate sau dupä modificarea prezen­
tului Acord. 

Art i c 0 1 u 1 1 3 

(1) Prin prezentul Acord se consti tuie "Comisia Hixta·, care 
se va intruni la cererea uneia dintre Pärtile Contractante, 
alternativ, in Austria ~i Holdova. 

(2) Printre principalele sarcini ale acestei Coaisii Hixte sint 
de aentionat in special: 

a} analiza relatiilor economice externe bilaterale, 

b) prezentarea de noi posibilitäti de pro.ovare ~i dez­
voltare a cooperärii econoaice viitoare, 

./10 
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c) into.cmirea de propuneri pentru imbunätätirea con­
ditiilor de colaborare economicä, industrialä, teh­
nicä ~i tehnico-~tiintificä dintre intreprinderile 
celor douä state, 

d} prezentarea de recomandäri in vederea aplicärii 
prezentului Acord. 

Art i c 0 I u I 1 1 

(1) Odatä cu intrarea in vigoare a participärii uneia dintre 
Pärtile Contractante sau a ambelor Pärti Contractante 1a 
Spatiul Economic European (SEE) sau a aderärii 1a Comuni­
tätiile luropene (Cl) sau la 0 organizatie consecutivä a 
acestora, Pärti1e Contractante nu sint constrinse de acest 
Acord, decit in mäsura in care acest 1ucru este inco.pa­
tibil cu situatia juridicä rezu1tatä din aceasta. 

(2) In acest caz Pärtile Contractante vor defini in co.un pre­
vederile valabile in continuare ale prezentului Acord. 

Art i c 0 1 u 1 15 

(1) Prezentul Acord se incheie pe 0 duratä de un an ~i se pre­
lunge$te de fiecare datä incä pentru un an, dacä nu a fost 
denuntat in scris. pe cale diplomaticä. de cätre una dintre 
Pärtile Contractante cu trei luni inainte de expirarea ter­
menului säu de valabilitate. 

./11 
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(2) Prezentul Acord intrii in vigoare in prima zi acelei de-a 
treia 1uni, care urmeazö lunii in care Pärti1e Contractante 
~i-au comunicat reciproc cä au fost indeplinite cerintele 
lor interne pentru intrarea in vigoare a acestui Acord. 

tncheiat 1a ... ~~.~ .. , la datä de 199J in 
douä exemplare originale, fiecare in limba romanä ~i germanä, am­
bele texte fiind egal autentice. 

I" 

PINTRU PENTRU 
RIPUBLlCA. AUSTRU REPUBLlCA. HOLOOVA 

15 
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VORBLATf 

Problem: 

In Hinblick darauf, daß mit dem Zerfall der Sowjetunion die Republik Moldova als neues Völker­
rechtssubjekt entstanden ist, ergab sich die Notwendigkeit der vertraglichen Regelung der außenwirt­
schaftlichen Beziehungen zu diesem Staat. 

Die moldawische Seite bestand in den Verhandlungen darauf, daß die offizielle Staatsbezeichnung 
"Republica Moldova" ist und somit die korrekte Übersetzung des Staatsnamens demnach "Republik 
Moldova" sei. 

Die Republik Moldova ist noch nicht Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
mens (GATI). 

Ziel: 

Mit dem Abkommen über die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen soll einerseits der bilate­
rale Warenverkehr und andererseits auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch­
wissenschaftliche Zusammenarbeit mit der Republik Moldova geregelt und ausgeweitet werden. 

Durch das Abkommen räumen die Republik Österreich und die Republik Moldova einander die 
Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben im Umfang von Art. I und V Allge­
meines Zoll- und Handelsabkommen (GA TI) ein. 

Alternative: 

Ein vertragsfreier Zustand im wirtschaftlichen Bereich. 

Kosten: 

Das Abkommen kann im Rahmen der bestehenden Administration verwaltet werden. Durch die 
im Abkommen vorgesehene Errichtung einer "Gemischten Kommission" werden keine nennenswer­
ten Mehrkosten entstehen. 

EWR- bzw. EG-Kompatibilität: 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EG) jene Bestimmungen des Abkommens ihre Bindungswirkung für die Vertragsparteien verlie­
ren,die mit dem neuen Rechtsbestand unvereinbar sind. Es entfällt somit die Notwendigkeit einer for­
mellen Kündigung des Abkommens. Jene Bestimmungen, die mitdem neuen Rechtsbestand vereinbar 
sind, werden in einer Bestandsaufnahme durch die Vertragsparteien als weitergehend identifiziert. Die 
in den Art. 3 und 4 des vorliegenden Abkommens vorgesehene Intensivierung der bilateralen Zusam­
menarbeit im wirtschaftlichen, industriellen, technischen und technisch-wissenschaftlichen Bereich, so 
vor allem durch die Definition chancenreicher Kooperationsbereiche und Projekte, stellt eine notwen­
dige Ergänzung der wirtschaftsvertraglichen Beziehungen zwischen den EG und Moldova, unter 
bewußter Inanspruchnahme des autonomen Regelungsbereiches, dar. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Moldova über die bilatera­
len Außenwirtschaftsbeziehungen enthält - wegen Einräumung der Meistbegünstigung an ein Nicht­
GAlT-Mitglied - gesetz ändernde Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs.1 B-VG der 
Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat keinen politischen Charakter und ist der unmittelbaren 
Anwendung im innerstaatlichen Bereich zugänglich, so daß eine Erlassung von Gesetzen gemäß 
Art. 50 Abs.2 B-VG nicht erforderlich ist. Einer Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs.1 
zweiter Satz bedarf es nicht, da keine Angelegenheiten geregelt werden, die in den selbständigen Wir­
kungsbereich der Länder fallen. 

Dieses Abkommen stellt die vertragliche Regelung der außenwirtschaftlichen Beziehungen zur 
Republik Moldova dar und soll eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterent­
wicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen (Präambel) schaffen. 

Obwohl die Republik Moldova nicht Mitglied des GAlT ist, sieht das Abkommen, in Würdigung 
und zur Unterstützung der bisherigen politischen und wirtschaftlichen Reformbestrebungen, die Ein­
räumung der "Meistbegünstigung" im Umfang von Artikel I und V GATI vor. 

"Von marktwirtschaftlichen Grundsätzen ausgehend" (Präambel), wird dieses Abkommen nicht 
nur den Warenaustausch, sondern auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wis­
senschaftliche Zusammenarbeit regeln. 

Zu dem im Abkommen wiederholt vorkommenden Begriff "technisch-wissenschaftliche Zusam­
menarbeit" wird festgehalten, daß in der rumänischen Sprache und der seinerzeitigen Sowjetischen 
Rechtsterminologie traditionell "technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit" als Synonym für 
"angewandte Forschung"gebraucht wird. In diesem Sinne wurde gegenüber der moldawischen Seite 
klargestellt, daß in den vorliegenden Bestimmungen nur Kompetenzen des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Angelegenheiten berührt sind. 

Besonderer Teil 

Zur Präambel: 

Neben allgemeinen Zielsetzungen, wie dem Wunsche nach Intensivierung der bestehenden bilate­
ralen Außenwirtschaftsbeziehungen sowie dem Bestreben den Warenaustausch und die wirtschaftli­
che, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit zu fördern und dem 
Bekenntnis zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen, ist auch ein Rechtsvorbehalt zugunsten der "im 
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften" verankert. 

Zu Artikel 1: 

In Fortführung des Bekenntnisses zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen wird generell die Förde­
rung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den "Unternehmen" beider Staaten festgelegt. 

Zu Artikel 2 (gesetzändemd): 

Die Vertragsparteien gewähren einander im Abs.1 die Meistbegünstigung im Umfang von Art. I 
und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATI). 

Im Abs. 2 sind die Ausnahmen vom Grundsatz der Meistbegünstigung festgelegt. 

Zu Artikel 3: 

Beispielhafte Anführung chancenreicher Kooperationsbereiche, wobei als Maßstab die "höchsten 
Standards der Umwelttechnologien" normiert sind. 
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Zu Artikel 4: 

Höchstes Interesse soll der Zusammenarbeit in den angeführten Inrrastrukturbereichen gewidmet 
werden, in Hinblick auf die Verwirklichung wirtschaftlich vernünftiger und ökologisch vertretbarer 
Infrastruktursysteme. 

Zu Artikel 5: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Tourismus im Rahmen der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften sowie der gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Vertragspar­
teien. Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie der Ausbau der entsprechenden Inrrastruk­
tur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf die Qualität im Tourismus Bedacht 
nehmen. 

Zu Artikel 6: 

Beiderseitige Übereinstimmung über die Nützlichkeit des Abschlusses eines "Abkommen über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Investitionen" zur Intensivierung der Außenwirtschafts­
beziehungen. 

Zu Artikel 7: 

Der Zahlungsverkehr zwischen Österreich und Moldawien soll in frei konvertierbarer Währung 
erfolgen. 

Zu Artikel 8: 

Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten soll zu marktgerechten Preisen erfolgen 
und ist in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsbräuchen und Finanzprak­
tiken möglich. 

Zu Artikel 9: 

Zur Vermeidung von Störungen am Inlandsmarkt sowie zum Schutz der inländischen Hersteller 
vor schwerwiegenden Schädigungen, ist bei auftretenden Schwierigkeiten im bilateralen Handel 
zunächst durch die Aufnahme von Konsultationen eine gemeinsame Lösung anzustreben. Wird in 
den Konsultationen keine Einigung erzielt, so kann die betroffene Vertragspartei einseitige Maßnah­
men setzen, soweit diese zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich sind, wobei 
die andere Vertragspartei dann ihrerseits die Möglichkeit hat, von ihren Verpflichtungen für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

Abs.4 bietet die Möglichkeit der Ergreifung vorläufiger Maßnahmen ohne vorherige Konsultatio­
nen in Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde. 

Für die Auswahl der Maßnahmen gilt das Prinzip des jeweils gelindesten Mittels. 

Zu Artikel 10: 

Beiderseitiges Bekenntnis der Notwendigkeit der stärkeren Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen an den bilateralen Wirtschaftsbeziehungen. 

Zu Artikel 11: 

Die Beilegung von Streitfällen zwischen den Unternehmen beider Staaten soll primär durch 
freundschaftliche Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen erfolgen. Die Vertragsparteien werden 
die Streitbeilegung durch Schiedsgerichte und die Anwendung der UNCITRAL-Schiedsregeln för­
dern. 

Zu Artikel 12: 

Abkommensänderungen oder der Ablauf seiner Gültigkeit sollen auf die Abwicklung vorher 
abgeschlossener Unternehmensverträge keinen Einfluß haben. 

Zu Artikel 13: 

Als höchstes bilaterales Wirtschaftsforum wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, welche 
auf Vorschlag einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder nach Moldova ein­
berufen wird. 
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Zu Artikel 14: 

Für den Fall der Teilnahme zumindest einer Vertragspartei am Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) ist vorgesehen, daß die Ver­
tragsparteien durch das vorliegende Abkommen insofern nicht gebunden sind, als die bestehenden 
Verpflichtungen mit dem jeweils. geltenden Rechtsbestand unvereinbar sind. Mit dieser Bestimmung 
entfällt die Notwendigkeit einer formellen Kündigung des Abkommens. Die Weitergeltung der Bestim­
mungen des Abkommens, die nicht vom EWR- bzw. vom EG-Rechtsbestand erfaßt sind, erfolgt durch 
die gemeinsame deklaratorische Feststellung der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 15: 

Die Geltungsdauer des Abkommens wird mit einem Jahr festgelegt, mit automatischer Verlänge­
rung um jeweils ein weiteres Jahr. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate jeweils vor Ablauf der Gül­
tigkeit des Abkommens. 
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